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Prioritäre Vorschläge des OGBL für den Ausstieg aus 
der Krise
Einleitung
Die Covid-19-Krise wird zweifellos tiefe Narben in der luxemburgischen Wirtschaft hinterlassen, die zum jetzi-
gen Zeitpunkt noch nicht genau abgeschätzt werden können. Für den OGBL ist es in diesem Zusammenhang 
besonders wichtig, dafür zu sorgen, dass die Wirtschaftskrise, die sich aus der Gesundheitskrise ergeben 
wird, nicht letztendlich zu einer sozialen Krise wird. In diesem Sinne ist es nicht nur notwendig, den Betrie-
ben bei der Deckung ihres Liquiditätsbedarfs zu helfen, sondern auch die Arbeitnehmer zu unterstützen, um 
zu verhindern, dass diese größere Einkommensverluste haben oder sogar ihren Arbeitsplatz verlieren.

Vor allem gilt es zu vermeiden, unmittelbar nach dem Ende der Krise eine Austeritätspolitik auf breiter Front 
durchzudrücken, sei es durch Angriffe auf Löhne, Sozialleistungen oder die Erhöhung der Steuerlast auf klei-
ne und mittlere Einkommen. Das ist eine der wichtigsten Lehren aus der Wirtschafts- und Finanzkrise von 
2008.  Vielmehr bedarf es einer Politik der Konjunkturbelebung, die vor allem auf die Stärkung der Binnen-
nachfrage und damit der Kaufkraft der Haushalte, der Arbeitnehmer, der Rentner und ihrer Familien ausge-
richtet ist. Jede andere Politik wird zu einem lang anhaltenden schwachen Wirtschaftswachstum oder sogar 
zu einer noch schwereren Rezession als vor zehn Jahren führen.

In diesem Zusammenhang ist die stabilisierende Rolle hervorzuheben, die während der gesamten Krise die 
öffentlichen und nicht marktbestimmten Dienstleistungen, die soziale Sicherheit, die staatlichen Sozialleis-
tungen sowie das Arbeitsrecht (insbesondere der massive Rückgriff auf Kurzarbeit, Urlaub aus familiären 
Gründen, Arbeitslosenunterstützung usw.) gespielt haben, wodurch eine noch massivere soziale Krise ver-
mieden werden konnte (in den Vereinigten Staaten beispielsweise ist die Zahl der Arbeitssuchenden enorm 
gestiegen). Unser Modell hat sich in dieser Krise bewährt. Wir müssen daher allen Angriffen ein Ende setzen, 
die darauf abzielen, dieses System abzubauen, Leistungen zu kürzen, öffentliche und gemeinnützige Dienst-
leistungen zu privatisieren oder auszulagern usw. Im Gegenteil, diese stabilisierenden Faktoren müssen ge-
stärkt und gegebenenfalls bestimmte in der Vergangenheit getroffene Entscheidungen, die in die entgegen-
gesetzte Richtung gegangen sind, rückgängig gemacht werden.

Maßnahmen die in direktem Zusammenhang mit der Krise stehen
	` Nachdem der Höhepunkt der Infektionen überschritten ist und sich die Gesamtsituation verbessert hat, 

müssen die Ausnahmeregelungen von arbeitsrechtlichen Schutzmaßnahmen (insbesondere in Bezug auf 
die Arbeitszeit) ohne weitere Verzögerung aufgehoben werden.

	` Andererseits müssen bestimmte Aussetzungen von Fristen, die in der Verordnung für die Dauer des Kri-
senzustands vorgesehen sind, verlängert werden, um Situationen extremer Prekarität zu vermeiden. Dazu 
gehören insbesondere die 78 Wochen bzw. 26 Wochen für Abwesenheit aufgrund von Arbeitsunfähigkeit; 
die Verlängerung der Fristen bei Neueinstufung; die Verlängerung der Zahlung von Arbeitslosengeld und 
die Aussetzung von Wohnungsräumungen.

	` Der OGBL befürwortet die Beibehaltung des Urlaubs zur Unterstützung der Familie/„congé pour soutien 
familial“ (für pflegebedürftige Personen oder Personen mit Behinderungen) über den Krisenzustand hin-
aus, solange keine Verallgemeinerung des Sozialurlaubs, wie sie in mehreren Kollektivverträgen existiert, 
umgesetzt wird.
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	` Der außerordentlichen Urlaub aus familiären Gründen sollte so lange verlängert werden, bis die Schu-
len ihren normalen Betrieb wieder aufnehmen (ohne dass die Schüler in verschiedene Gruppen aufgeteilt 
werden). Die Maisons-Relais verfügen nicht über die organisatorischen und personellen Kapazitäten, um 
die Hälfte der Kinder aus der Grundschule zu betreuen. Es muss auch berücksichtigt werden, dass die Si-
tuationen in den Nachbarländern unterschiedlich sind und dass viele Grenzgänger Schwierigkeiten haben, 
eine Betreuung für ihre Kinder zu finden. Jegliche Diskriminierung von Grenzgängern in diesem Zusam-
menhang muss vermieden werden.

	` Um zusätzliche negative Auswirkungen auf Privathaushalte zu vermeiden, die durch die Krise bereits Ein-
kommenseinbußen erlitten haben (z.B. Kurzarbeit), sind Schutzmaßnahmen erforderlich, was die Wohn-
kosten anbetrifft:

	Ì Vorübergehendes Einfrieren von Mieterhöhungen sowie der Tarife in Pflegeheimen, Altersheimen und 
Studentenwohnheimen.

	Ì Anpassung oder sogar Aussetzung der Rückzahlung von Hypotheken für in Schwierigkeiten geratene 
Personen.

	Ì Vorübergehendes Verbot der Unterbrechung der Wasser-, Gas-, Strom- und Telekommunikationsver-
sorgung wegen Zahlungsverzugs.

	` Der OGBL fordert auch die Beibehaltung der Ausnahmeregelungen bei der Besteuerung für Grenzgänger, 
die im Homeoffice arbeiten, bis ein Abkommen zwischen den vier Ländern ausgehandelt ist. Dies sollte 
zum Ziel haben, bei der Besteuerung eine Angleichung an die europäischen Regeln der sozialen Sicher-
heit (25% der Jahresarbeitszeit außerhalb der Landesgrenzen) zu erreichen. Dies sollte jedoch nicht nur 
das Homeoffice betreffen, sondern alle beruflichen Tätigkeiten, die im Wohnsitzland ausgeführt werden.

	` Der OGBL ist bereit, die Rahmenvereinbarung zur Telearbeit im Rahmen des branchenübergreifenden so-
zialen Dialogs, unter Berücksichtigung der in der Krisenzeit gesammelten Erfahrungen, neu zu verhan-
deln.

	` Die erweiterten Möglichkeiten zur Nutzung von Telearbeit müssen mit der allgemeinen Einführung eines 
Rechts des Arbeitnehmers auf Abschalten einhergehen, das von einer Verpflichtung des Arbeitgebers 
zum Abschalten begleitet werden muss.

	` Der OGBL fordert ebenfalls die Einführung der 6. gesetzlichen Urlaubswoche.

	` Der OGBL fordert die Regierung auf, die Gleichstellung von Männern und Frauen weiter zu fördern, wobei 
zu bedenken ist, dass die überwiegend „weiblichen“ Berufe zu den am stärksten von der Krise betroffenen 
gehören. Die Regierung sollte sich für die Umsetzung der europäischen Richtlinie zur Transparenz der 
Gehälter einsetzen.

	` Die Einschränkungen des Demonstrationsrechts sollten aufgehoben werden, sobald der Krisenzustand 
beendet ist, wobei dann für die Einhaltung der notwendigen Sicherheitsvorkehrungen zu sorgen ist. Das 
Versammlungs- und Demonstrationsrecht ist eine wesentliche gewerkschaftliche und demokratische 
Freiheit.

Maßnahmen um die Beschäftigung zu sichern
	` Der vereinfachte Rückgriff auf Kurzarbeit, der allen Sektoren offensteht, war bisher die wichtigste Maß-

nahme  zur Vermeidung eines exponentiellen Anstiegs der Arbeitslosigkeit. Der vereinfachte Rückgriff auf 
Kurzarbeit sollte beibehalten und auf alle Arten von Arbeitgebern (Betriebe, Selbständige, Leiharbeitsfir-
men, private Arbeitgeber) ausgedehnt werden, um Arbeitsplatzverluste zu verhindern.
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	` Die Kurzarbeit für Fälle höherer Gewalt im Zusammenhang mit der Covid-19-Krise soll bis Ende des Jahres 
verlängert werden. Die Möglichkeit der Reaktivierung eines ähnlichen Systems im Falle einer neuen sani-
tären und/oder wirtschaftlichen Krise muss beibehalten werden.

	` Die Ausnahmeregelung, die garantiert, dass der Ausgleich für Kurzarbeit nicht unter dem sozialen Min-
destlohn liegen darf, muss beibehalten werden. Mittelfristig sollte dieser Ausgleich auf 100 % des Lohnes 
angehoben werden, um die negativen Auswirkungen auf die Kaufkraft der betroffenen Arbeitnehmer zu 
beenden, gegebenenfalls durch die Bereitstellung neuer Finanzierungsquellen für den Beschäftigungs-
fonds.

	` Es ist des Weiteren notwendig, die Dauer der Entschädigung über 1022 Stunden pro Kalenderjahr hinaus 
zu verlängern.

	` Maßnahmen im Zusammenhang mit der Kurzarbeit müssen jedoch mit einer wirksamen Kontrolle vor Ort 
sowie angemessenen Sanktionen kombiniert werden, um jeglichen Missbrauch zu vermeiden. Zugleich 
fordert der OGBL, dass die individuelle Unterschrift jedes Arbeitnehmers auf der monatlichen Abrech-
nung, wie in Artikel L. 511-13 des Arbeitsgesetzes vorgesehen, wiedereingeführt wird.

	` Da die Fristen für die Sozialpläne während der Krise ausgesetzt wurden, erinnert der OGBL an seine For-
derung nach einer generellen Verlängerung dieser Fristen, die angesichts der realen Gefahr einer Zunah-
me von Massenentlassungen, umgesetzt werden mussn, sobald der Krisenzustand beendet ist.

	` Um einen starken Anstieg der Arbeitslosigkeit beim Ausstieg aus der Krise zu vermeiden, erinnert der 
OGBL an seine Forderungen zum Beschäftigungserhalt (Entlassungen aus wirtschaftlichen Gründen, 
Sozialpläne, Pläne zur Erhaltung der Beschäftigung). Instrumente zur Beschäftigungssicherung sind auf 
sektoraler Ebene im Rahmen des Sozialdialogs mit Gewerkschaften und Personaldelegationen vorzuse-
hen. Der OGBL schlägt vor, im Rahmen des Ständigen Ausschusses für Arbeit und Beschäftigung (CPTE) 
rasch Verhandlungen zu diesem Thema aufzunehmen.

	` Die Krise hat auch die prekäre Lage der Leiharbeitnehmer deutlich gemacht. In diesem Bereich soll auch 
im Ständigen Ausschuss für Arbeit und Beschäftigung ein Rahmen ausgehandelt werden, der darauf ab-
zielt, die Verwendung prekärer Verträge einzuschränken.

Maßnahmen um die Kaufkraft der Privathaushalte zu stärken
Um die Binnennachfrage rasch anzukurbeln, fordert der OGBL folgende Maßnahmen:

	Ì sofortige Anpassung mehrerer Sozialleistungen, die seit Jahren nicht angepasst wurden:

	Ì rückwirkende Reindexierung der Familienzulagen, die seit 2006 nicht mehr angepasst wurden (man-
gels einer Umsetzung des in der Vereinbarung vom 28. November 2014 zwischen Regierung und Ge-
werkschaften vorgesehenen Anpassungsmechanismus)

	Ì  Anpassung der Teuerungszulage, der seit 2009 nicht mehr angepasst wurde

	Ì Anpassung des Mietzuschusses und Erweiterung der Zahl der Empfänger

	Ì Anpassung der Zusatzleistung für Seniorenheime

	Ì teilweise Umwandlung von Studentendarlehen in nicht rückzahlbare Zuschüsse

	Ì Ausgabe von öffentlichen Konsumgutscheinen, die ausdrücklich darauf abzielen, den Konsum in Sek-
toren zu unterstützen, die während der Krise gezwungen waren, ihre Aktivitäten zu schließen oder 
stark zu reduzieren (Horeca, kleine Geschäfte usw.).
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	Ì Beschleunigung der Zahlung des Super-Privilegs für Arbeitnehmer im Falle des Konkurses eines Un-
ternehmens

	Ì Erhöhung des sozialen Mindestlohns für ungelernte und qualifizierte Arbeitskräfte um 9,1%.

	Ì Erhöhung der Mindestrente und Entschädigung für die am 1. Januar 2013 fällige Rentenanpassung, die 
annulliert und nie kompensiert wurde

	Ì Erhöhung des Steuerkredits für Alleinerziehende und weiterer Steuerkredite (Arbeitnehmer, Rentner, 
sozialer Mindestlohn)

	Ì Aufnahme von Gesprächen in einem Tripartiterahmen über die im Regierungsprogramm vorgesehene 
Reform des Kollektivvertraggesetzes mit dem Ziel, die Vertragsdichte auszuweiten und die Verhand-
lungsfähigkeit der Gewerkschaften zu stärken.

Maßnahmen im Steuerbereich
	` Jegliche Steuererhöhung für niedrige und mittlere Einkommen muss ausgeschlossen werden.

	` Es ist notwendig, die Prioritäten der angekündigten Steuerreform zu ändern - die Frage der Ungleich-
heiten und die Unterstützung der Kaufkraft der Privathaushalte nach den durch die Covid-19-Krise ver-
ursachten Verluste sollten derzeit vorrangig sein und nicht die Frage der Individualisierung.

	` Angesichts der Höhe der in der Krisenzeit erhaltenen Beihilfen ist eine weitere Senkung der Unterneh-
mensbesteuerung nicht zu rechtfertigen. Der OGBL ist nach wie vor der Auffassung, dass der Wettlauf 
nach unten bei den marginalen Unternehmenssteuersätzen gestoppt und eine grundlegende Neuorien-
tierung vorgenommen werden muss, die Kriterien im Zusammenhang mit der nachhaltigen Entwicklung 
(ökologische und klimatische Auswirkungen, Förderung der Kreislaufwirtschaft usw.) integriert.

	` Der OGBL fordert eine Steuerbefreiung für Prämien, die Arbeitnehmer infolge der Covid-19-Krise erhalten 
haben, bis zu einer Obergrenze, die einem monatlichen sozialen Mindestlohn entspricht. Eine solche Maß-
nahme war  bereits auf dem „Tripartite Travail“-Treffen am 24. März angekündigt worden.

	` Um einen schleichenden Anstieg der Steuerlast zu vermeiden, ist es unerlässlich, wieder eine Anpassung 
der Steuertabelle an die Preisentwicklung vorzusehen.

	` Für der OGBL sollten die Steuervorteile für Kapitalerträge (Dividenden, Stock options, Warrants usw.) 
ebenso wie die spezifische Steuerregelung für spezialisierte Investmentfonds (FIS) abgeschafft und die 
Vermögenssteuer für Privatpersonen wieder eingeführt werden, um zusätzliche Einnahmen zu erzielen, 
ohne die Kaufkraft der großen Mehrheit der Bevölkerung zu beeinträchtigen.

Finanzierung der Krisenmaßnahmen
	` Der OGBL befürwortet neue staatliche Anleihen. Die Anleihe in Höhe von 2,5 Milliarden Euro, das die Re-

gierung gerade aufgenommen hat, ist zu begrüßen, sie könnte sich aber noch als unzureichend erweisen. 
Es ist notwendig, die derzeitigen erweiterten Möglichkeiten (vorübergehende Aussetzung der Zwangs-
jacke der Maastricht-Kriterien, sehr niedrige oder sogar negative Zinssätze...) zu nutzen und neue Kredite 
aufzunehmen, um die Krisenmaßnahmen zu finanzieren. Für den OGBL wäre in diesem Zusammenhang 
eine Verschuldung von 30 % völlig gerechtfertigt und könnte sogar überschritten werden (wie dies im Üb-
rigen der Premierminister selber auf einer Pressekonferenz nicht ausschloss).

	` Die luxemburgische Regierung sollte sich auf europäischer Ebene für eine längere Aussetzung der Haus-
haltsregeln einsetzen. Längerfristig müssen diese grundlegend reformiert werden. Die gegenwärtige 
Krise hat deutlich die Grenzen eines europäischen Rahmens aufgezeigt, der sich hauptsächlich auf die 
Begrenzung der Staatsverschuldung und der öffentlichen Ausgaben konzentriert. Der OGBL unterstützt 
auch den Vorschlag, „Coronabonds“ auf europäischer Ebene einzuführen.
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	` Der OGBL unterstützt den Vorschlag der Handwerkskammer, einen „nationalen Solidaritätsfonds einzu-
richten, der europäische, nationale, sektorale und private Fonds, insbesondere von Großunternehmen, 
zusammenführt„, besteht jedoch darauf, dass dieser Fonds von einem dreigliedrig zusammengesetzten 
Vorstand verwaltet wird.

	` Hinsichtlich der Beihilfen und Vorschüsse, die die Unternehmen im Zusammenhang mit der Covid-19-Kri-
se erhalten haben, betont das OGBL, dass diese vollständig zurückgezahlt werden sollten, zumal sie nicht 
an strengere Bedingungen geknüpft waren (z.B. Verbot von Entlassungen, mit Ausnahme von Kurzarbeit). 
Er kann jedoch zustimmen, dass die Empfänger der bescheinigten Notfallbeihilfe für bestimmte Kleinst-
unternehmen in der Größenordnung von 5.000 € und der bescheinigten Notfallbeihilfe für Selbständige 
in der Größenordnung von 2.500 € von der Rückerstattung ausgenommen werden sollten, sofern die Be-
triebe nachweisen können, dass sie während der Krise und innerhalb von sechs Monaten danach keine 
Entlassungen aus Gründen vorgenommen haben, die keinen Zusammenhang mit der Person des Arbeit-
nehmers haben.

	` Alle anderen Unternehmen sollten die Beihilfe zurückzahlen. Jegliche Verringerung des Rückzahlungs-
betrags oder Verlängerung der Rückzahlungsfrist sollte nur als letztes Mittel und zur Vermeidung des 
Konkurses des Unternehmens eingesetzt werden. In solchen Fällen muss sichergestellt werden, dass alle 
anderen Mittel ausgeschöpft werden und eine Reihe von Bedingungen erfüllt sind (z.B. Beitrag des Unter-
nehmers aus seinem Privatvermögen wo dies möglich ist, Nichtzahlung von Dividenden bis zur Beglei-
chung der Schulden, Beschäftigungs- und Lohngarantien für das Personal usw.).

	` Der OGBL fordert die Einrichtung eines Warnmechanismus bezüglich des Liquiditätsbedarfs von Unter-
nehmen zusätzlich zu den „Warnblinkern“, die im Gesetzesentwurf Nr. 6539 über die Reform des Konkurs-
rechts (der immer noch nicht gestimmt wurde) vorgesehen sind.

	` Der OGBL befürwortet die Schaffung eines Fonds für die direkte Beteiligung der öffentlichen Hand an 
Unternehmen von strategischer Bedeutung, die von der Krise stark betroffen wären und deren Überleben 
bedroht wäre, wie dies die Fondation Idea vorgeschlagen hat. Bei Dienstleistungen oder Produktionen, 
die als wesentlich im Kampf gegen die Pandemie (die auch nach Ende des Krisenzustands andauern wird) 
eingestuft sind und deren Betrieb  gefährdet ist, sollten Verstaatlichungen nicht ausgeschlossen sein.

	` Der Staat muss eine noch ehrgeizigere Investitionspolitik verfolgen, um den wirtschaftlichen Aufschwung 
zu unterstützen, insbesondere in den Bereichen Gesundheit und Pflege, allgemeine und berufliche Bil-
dung, öffentlicher Verkehr, öffentliche Dienstleistungen, Forschung und Entwicklung. In diesem Zusam-
menhang dürfen die Ziele des Nationalen Integrierten Energie- und Klimaplans (NIEKP) nicht aus den Au-
gen verloren werden. Im Rahmen des NIEKP und des „Green Deal“ auf europäischer Ebene fordert der 
OGBL die Einrichtung einer gerechten Transition, der in einem Dreiparteienrahmen geleitet wird, den 
ökologischen Übergang begleitet und verhindert, dass dieser Übergang zu neuen sozialen Ungerechtig-
keiten oder Arbeitsplatzverlusten führt.

	` Der Verteidigungshaushalt muss gekürzt und der Gesetzesentwurf über den Militärsatelliten, dessen Kos-
ten jetzt auf 350 Millionen Euro geschätzt werden, zurückgezogen werden.

Soziale Sicherheit
	` Die Kosten für die Deckung des außerordentlichen Urlaubs aus familiären Gründen und des Urlaubs zur 

Unterstützung der Familie, die der CNS derzeit übernimmt, sollten vollständig vom Staat zurückerstattet 
werden. In der Tat ist der außerordentliche Urlaub aus familiären Gründung nicht an die Krankheit des Kin-
des gebunden, sondern besteht aufgrund der außerordentlichen Schließung von Schulen, Kinderkrippen 
und Maisons-Relais. Folglich handelt es sich eher um eine Familienleistung als um eine Entschädigung für 
Arbeitsunfähigkeit.

	` Die Tatsache, dass die CNS vom ersten Tag an die volle Verantwortung für die Leistungen bei Arbeitsun-
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fähigkeit übernahm, machte die Unzulänglichkeiten der Arbeitgebermutualität deutlich, die im Rahmen 
des Einheitsstatuts eingeführt wurde. Allgemein lässt sich feststellen, dass im Laufe der Jahre eine all-
mähliche Verlagerung der finanziellen Belastung von den Unternehmen auf den Staatshaushalt und da-
mit indirekt auf die versicherten Arbeitnehmer stattgefunden hat. In diesem Zusammenhang muss die 
Funktionsweise der Mutualität vollständig überprüft und einer Tripartite-Verwaltung im Rahmen der CNS 
unterworfen werden (unter Beibehaltung des derzeitigen Finanzierungsmodells). In Anbetracht der Finan-
zierungslücken ist eine Erhöhung des Arbeitgeberbeitrags zur Finanzierung der Mutualität nicht auszu-
schließen.

	` Es versteht sich von selbst, dass die Arbeitgeber die gewährten Vorschüsse bei den Sozialversicherungs-
beiträgen in voller Höhe zurückzahlen müssen.

	` Die Diskussionen über die Verbesserung bestimmter Leistungen der CNS sollten durch die Krise nicht in 
Frage gestellt werden; im Gegenteil, diese Verbesserungen sollten schnell umgesetzt werden. Die Mög-
lichkeit der medizinischen Telekonsultation sollte auch nach der Krise beibehalten bleiben.

	` Im Falle eines zusätzlichen Finanzierungsbedarfs der CNS wendet sich der OGBL gegen jede Leistungs-
verschlechterung. Für den Fall, dass es eine Diskussion über eine Erhöhung der Beiträge geben sollte, 
schlägt er vor, die Obergrenze für die zu zahlenden Sozialversicherungsbeiträge für Sachleistungen abzu-
schaffen, anstatt die Sätze zu erhöhen.

	` Der Spitalplan muss unter Berücksichtigung der Erfahrungen aus der Covid-19-Krise abgeändert werden. 

	` In Bezug auf die Renten besteht der OGBL darauf, dass die Rentenreserven die vom Kompensationsfonds 
verwaltet werden nicht angetastet werden dürfen. Angesichts der schweren Verluste, die durch den kri-
senbedingten Rückgang der Börsenkurse verursacht wurden, wird der OGBL in seiner Kritik an einer sol-
chen Logik bestätigt. Er fordert eine grundlegendere Diskussion über die Verwaltung der Reserven des 
Rentensystems, die darauf abzielen sollte, die Gefährdung dieser Reserven durch die Unwägbarkeiten der 
Finanzmarktentwicklung zu begrenzen oder sogar auszuschließen.

	` Darüber hinaus müssen die Auswirkungen der Krise, insbesondere die Stundungen der Beitragszahlungen 
auf die Höhe der reinen Verteilungsprämie, neutralisiert werden, um negative Auswirkungen auf das Ren-
tenajustement und die Jahresendzulage zu vermeiden.

	` Generell muss sichergestellt werden, dass der Pensionsfonds über genügend Liquiditäten verfügt, um die 
monatlichen Rentenzahlungen zu leisten.


